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Vorwort 

Die Europäische Union befindet sich noch immer im Wandel. Kurz nach der 
Konsolidierung im Vertrag von Lissabon zeigt sich in der Euro-Krise eine 
neuartige Form differenzierter Integration: Völkerrechtliche Verträge einiger 
Mitgliedstaaten fordern die Europäische Union in ihrer Verfasstheit heraus. 
Wie können diese Entwicklungen nicht nur beschrieben, sondern in den Pro-
zess der Konstitutionalisierung eingeordnet werden? Auf diese aktuellen 
Fragen will die vorliegende Arbeit Antworten gegeben und mithilfe einer 
Theorie der Rechtsperson den Wandel in der Europäischen Union aufdecken. 
Die Arbeit wurde im Wintersemester 2017/2018 von der Humboldt-
Universität zu Berlin als Dissertation angenommen. Sie wurde auf Vorschlag 
der Juristischen Fakultät mit dem Konrad Redeker-Preis 2018 ausgezeichnet 
und für die Drucklegung im Sommer 2018 aktualisiert. 

Meinem Doktorvater, Professor Dr. Christoph Möllers, danke ich herzlich 
für die stimulierende sowie im besten Sinne herausfordernde Betreuung und 
dabei insbesondere die Ermutigung, den verfassungstheoretischen Blick zu 
schärfen. Herrn Professor Dr. Matthias Ruffert danke ich für das zügige und 
anregende Zweitgutachten. Den Rahmen für dieses Projekt bot das DFG-
Graduiertenkolleg „Verfassung jenseits des Staates“ an der Humboldt-
Universität zu Berlin. Für die Gestaltung und den regen Austausch danke ich 
Professor Dr. Ingolf Pernice, Professor Dr. Lars Viellechner sowie Dr. Detlef 
v. Daniels. Ein Praktikum sowie die Mitarbeit im Juristischen Dienst des 
Rates seit Februar 2016 vertieften die Beschäftigung mit den praktischen 
Fragestellungen, wofür ich insbesondere Alberto de Gregorio Merino danke. 

Die Promotionszeit werde ich dank all der Freunde und Freundinnen in 
bester Erinnerung behalten und hier sei vor allem Dr. Matteo Bozzon, 
Dr. Julia Engels, Dr. Rafael Harnos, Mark Huessy, Dr. Jan Hauke Plaßmann, 
Dr. Jochen Rauber, Dr. Christopher Unseld und Hagen Zipperle dafür ge-
dankt, dass sie den Text ganz oder in Teilen Korrektur gelesen haben. Meinen 
Eltern, Marie-Luise Bauerschmidt und Stephan Steinlein, danke ich für die 
bedingungslose Unterstützung und Ermutigung auf all meinen Wegen. Nie-
mand hat jedoch die Entstehung dieser Arbeit auf ähnliche Weise begleitet 
wie meine Freundin Iulia-Alexandra Ionescu. Ihr ist dieses Buch gewidmet. 

 
Brüssel, im August 2018        Jonathan Bauerschmidt 
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§ 1. Einführung 

Die Staatsschuldenkrise hat die Europäische Union und ihre Mitgliedstaaten 
vor existenzielle Herausforderungen gestellt. Die Verpflichtung einer immer 
engeren Union wurde durch die Schuldenlast einiger Mitgliedstaaten in Frage 
gestellt und offen der Austritt aus der Währungsunion diskutiert. Zum Erhalt 
der Wirtschafts- und Währungsunion griff nicht nur die Europäische Zentral-
bank zu unkonventionellen Mitteln, es wurden auch neuartige Mechanismen 
zur Hilfe notleidender Mitgliedstaaten geschaffen und weitreichende Gesetze 
auf europäischer Ebene erlassen. 

Die Entwicklung der amerikanischen Hypotheken- zu einer globalen Fi-
nanz- und schließlich europäischen Staatsschuldenkrise hat zunächst die 
Kehrseite eines global vernetzten Wirtschafts- und Finanzsystems deutlich 
gemacht. Bei genauerer Betrachtung entpuppt sich die Krise aber auch als ein 
kraftvoller Katalysator für den Wandel in der Europäischen Union. Dabei 
birgt bereits die Krise jene Kreativität, die in einer gefährlichen Situation 
nach einer (politischen) Entscheidung verlangt. Solche Entscheidungen als 
Antwort auf die Staatsschuldenkrise wurden nicht nur im Rahmen des Uni-
onsrechts getroffen, sie wichen wiederholt auf das Völkerrecht aus und betei-
ligten dabei nur einige Mitgliedstaaten. 

Diese Untersuchung leitet eine doppelte These an: Einerseits stellen die 
völkerrechtlichen Verträge eine neuartige Form differenzierter Integration 
dar, die zu einem bemerkenswerten Wandel in der Rechtsperson der Europäi-
schen Union geführt haben. Andererseits ermöglicht erst ein grundlegendes 
Verständnis vom Begriff der Rechtsperson selbst, diesen Wandel aufzude-
cken und in die Konstitutionalisierungsprozesse im Angesicht fortschreiten-
der Europäisierung und Globalisierung einzuordnen. 

Um diese Doppelthese zu bearbeiten, ist eingangs zwischen drei Formen 
differenzierter Integration zu unterscheiden (I.). Hier soll diejenige dritte 
Form untersucht werden, die bisher am wenigsten erforscht ist und neuartige 
europarechtliche sowie grundlegende verfassungstheoretische Fragen auf-
wirft (II.). Bei genauer Betrachtung offenbart sich eine Blindstelle in der 
Verfassungstheorie, die bisher weitgehend eine Vogelperspektive eingenom-
men hat und Fragen der rechtlichen Organisation noch nicht hinreichend 
erschlossen hat (III.). Hieraus ergibt sich der Gang der Untersuchung (IV.). 
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I. Drei Formen differenzierter Integration 

Die erste Form differenzierter Integration bieten völkerrechtliche Verträge, 
die außerhalb des EU-Rechts zwischen einigen Mitgliedstaaten geschlossen 
werden. Daraus ergeben sich jedoch zwei Probleme: Zum einen müssen für 
solche Kooperationen auf völkerrechtlicher Basis eine Methode der Zusam-
menarbeit und entsprechende Institutionen erst noch geschaffen werden. Zum 
anderen drohen Konflikte mit dem geltenden Europarecht, das auch bei rein 
völkerrechtlicher Kooperation zwischen den Mitgliedstaaten Vorrang bean-
sprucht. So wurde beispielsweise für das Schengen-Recht vor seiner Einglie-
derung in den Vertrag von Amsterdam immer wieder ein Konflikt mit dem 
damaligen Gemeinschaftsrecht befürchtet. Solche rechtlichen Konflikte zwi-
schen dem Unionsrecht und einer rein völkerrechtlichen Kooperation dürften 
zunehmen, je näher die differenzierte Integration in Politikbereiche vorstößt, 
die zumindest teilweise von der EU geregelt sind. 

Die zweite Form differenzierter Integration ist innerhalb des EU-Rechts 
möglich. Prominentes Beispiel ist die Wirtschafts- und Währungsunion, die 
für die 19 Mitgliedstaaten, deren Währung der Euro ist, in Art. 136 ff. AEUV 
Sonderregelungen vorsieht. Die Vorschriften über die verstärkte Zusammen-
arbeit nach Art. 20 EUV bieten darüber hinaus einen generischen Rahmen 
innerhalb des EU-Rechts, damit integrationswillige Mitgliedstaaten enger 
zusammen arbeiten können. In beiden Fällen erlaubt das EU-Primärrecht, auf 
bestehende Methoden und Institutionen für die Koordinierung der Mitglied-
staaten zurück zu greifen.1 Damit wird das erste Problem rein völkerrechtli-
cher Kooperation gelöst. Schwieriger ist es, rechtliche Konflikte zwischen 
dem Recht differenzierter Integration und dem übrigen Europarecht zu ver-
meiden oder gegebenenfalls aufzulösen. Dafür werden die Unionsorgane 
verpflichtet, differenziertes Recht und sonstiges Europarecht miteinander in 
Einklang zu bringen.2 Auch wenn die Einzelheiten umstritten sind, werden 
somit grundsätzlich Mechanismen angeboten, das zweite Problem rein völ-
kerrechtlicher Kooperation zu überwinden. Obwohl die differenzierte Integra-
tion innerhalb des EU-Rechts somit der rein völkerrechtlichen Koordination 
überlegen scheint, ist sie doch klar begrenzt: Denn auch im Rahmen differen-
zierter Integration innerhalb des Unionsrechts ist es nicht möglich, der Euro-
päischen Union neue Kompetenzen zu übertragen, ohne das Primärrecht zu 
ändern. 

                                                           
1 In der Wirtschafts- und Währungsunion entsteht mit der Eurogruppe, die am Abend 

vor den Tagungen der Wirtschafts- und Finanzminister (Ecofin) zusammentritt, ein sehr 
einflussreiches und doch informelles Beratungsgremium. 

2 Für die verstärkte Zusammenarbeit insbesondere Art. 20 Abs. 4 EUV u. Art. 326 
AEUV zum Schutz des acquis communautaire und Art. 334 AEUV zum Kohärenzgebot. 
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Die dritte Form differenzierter Integration könnte möglicherweise die 
Schwächen der ersten beiden Formen überwinden und gleichzeitig deren 
Stärken bewahren. Ist es möglich, einen völkerrechtlichen Vertrag in einer 
Gruppe williger und fähiger Mitgliedstaaten abzuschließen und gleichzeitig 
auf die Institutionen der EU zurückzugreifen? Wenn ja, könnten die Unions-
organe ihre Instrumente anwenden, um die Mitgliedstaaten zu koordinieren. 
Dies wäre eine Antwort auf das erste Problem. Die Unionsorgane sind auch 
besonders mit dem Unionsrecht vertraut, so dass sie potentielle Konflikte 
zwischen dem Recht differenzierter Integration und dem sonstigen Unions-
recht frühzeitig erkennen und verhindern können. Sie könnten sogar zur Ver-
hinderung solcher Konflikte verpflichtet sein. Damit würden sie helfen, das 
zweite Problem zu lösen. Schließlich werden völkerrechtliche Verträge zwi-
schen Mitgliedstaaten nicht nach dem Änderungsverfahren für die europäi-
schen Verträge abgeschlossen und verhandelt. Damit können sie zwar nicht 
die Kompetenzen der Europäischen Union erweitern. Sie könnten aber mög-
licherweise dazu genutzt werden, den Unionsorganen neue Aufgaben zu über-
tragen. 

II. Gegenstand und Fragestellung 

Gegenstand dieser Untersuchung ist die differenzierte Integration in der drit-
ten Form. Sie ist bisher am wenigsten untersucht und wirft grundlegende 
europarechtliche und verfassungstheoretische Fragen auf. 

Europarechtlich ist dabei erstens problematisch, ob die EU-Organe außer-
halb der durch die europäischen Verträge geschaffenen Rechtsordnung einge-
setzt werden dürfen und zweitens, welchen Bindungen sie dabei unterliegen. 
Bei der Frage des „Ob“ wird dabei oft der Begriff der Organleihe ins Spiel 
gebracht, um den Einsatz von EU-Institutionen im Rahmen völkerrechtlicher 
Verträge zu beschreiben, ohne dass der Begriff näher bestimmt wird.3 Dass 
der Einsatz von EU-Organen bei differenzierter Integration durch Völkerrecht 
grundsätzlich möglich ist, wurde vom EuGH zuletzt in der Rechtsache Pring-
le bestätigt. Der Gerichtshof hatte die Frage zu beantworten, ob es europa-
rechtlich zulässig ist, die Europäische Kommission und die Europäische 
Zentralbank im Rahmen des ESM-Vertrages einzusetzen. Der EuGH hält den 
Einsatz von Unionsorganen innerhalb eines völkerrechtlichen Vertrages der 
Mitgliedstaaten unter drei Bedingungen für zulässig:4 Erstens darf die Koope-
ration nicht im ausschließlichen Zuständigkeitsbereich der EU erfolgen. 
Zweitens dürfen die Organe nur mit Aufgaben wie der Koordinierung einer 
von den Mitgliedstaaten gemeinsam unternommenen Aktion oder der Ver-
                                                           

3 Fischer-Lescano/Oberndorfer, NJW 2013, 9; Pilz, Europäische Stabilitätsmechanis-
mus, S. 68. 

4 EuGH, Rs. C-370/12, EU:C:2012:756 Rn. 158 – Pringle. 


